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DES KREISES SANDOMIERZ. 


Abonnementspreis vierteljährig 3 Kronen, N», 21. Sandomierz, den 1. Dezember 1916. 
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m En nun. 
1 SS nn s en 


1 es ist Euer Wunsch daran teilzunehmen. So tretet 


denn freowillig an unsere Seite, um unseren Sieg 


Proklamatieon über Eueren Unterdrücker vollenden zu helten. 


an die Bewohner des Generalgouvernements Lublin Tapfer und mit hoher Auszeichnung: habeu 
und Warschau. Euere Brüder von der polnischen Legion neben uns 


gefvchten; but es ihnen gleich im den neuen Truppen- 
j ij je sber- (= ) t=] 
Die Beherrscher der verbündeten Mächte Uster i 

körperu, die dereinst, mit jener vereiuigt, das pol- 
reich-Ungarn und Deutschland haben Euch ihren rperu, die , J gb, p 


nische tleer bilden sollen. Es wird Euerem neuen 
Entschluss kundgetan, aus den von der russischen 


Zwingherrschaftt befreien polnischeu Landen ein neues Staat einen festen Halb geben und ihm Sicherheit 


u nach aussen und innen gewähren. 
selbständiges Königreich Polen aufzurielten, Euer g 


ip AN J vAN, pi 
heissester, mehr als eın Jahrhundert hindurch verge Unter den von Euch über alles geliebten Fai 


blich gehegter Wunsch wird dadurch erfüllt ben und Fahnen Euerer Heimat sollt ıhr Euer Vater- 
Le} G 7 v 


land schirmen,. Wir kennen Bueren Mut und Kuere 
Der Ernst und die Gefahren dieser schweren 


l i gluhende Vaterlandsliebe und rufen Bush anr zum 

Kriegszeit und die Fürsorge für unsere vor dem Feinde i } 
: Kampfe an unserer Seite. 

stelienden Heere zwingen uns, elustweilen die Verwal- 


i Sammelt Kuere wehrhaften Männer nach dem 
tung Rueres neuen Staates noch selbst in der Hand zu 


, Beispiele der bapferen polnischen Legion und legt 
behalten. Gern aber wollen wir ihm tub Buerer Hilfe ł H g g 


: 3 - zunächst ın gememsamer Arbeit mit dem deutschen 
schon jetzt allmählich die staatlichen Kinnechbungen = 


und dem thm verbündeten österreichisch-ungarischeu 
j a ; rü : nen Ausbau 
geben, die seine feste Begründung, se 
l saine N et Hrban’ sem Heers den Grund Zu einem polnischen, in dem. die 
uud Seine icherhelt Ver »® olle er ‚ — 4 
ruhmvoilen Überlieferungen Euerer Kriegsgeschichte 
abei s ı voran ein polnısches Heer : d \ 
Dabei steht allen v p w der Freue tud Tapferkeit Euerer Krieger wieder 


Noch ist der Kampf mit Russland nich beendet; | lebendig werden. 
Der Kaıserlich deutsche General-Gouverneur: Der Kauserlich und Königliche 
BESELER. österreichisch-ungarısche Generai-Gouverneur: 


j K UK 


Nr. #1 


2 


Bestimmungen 
über den freiwilligen Eintritt in das polnische Heer. 


1. Meldetermin und Meideort. 


Vom 22. T liegen bei allen Wojts 


des a ublm ER. für diejeni- 


“2 LER in das 


In grösseren Ortsebalten RN: 


Novembe 


gen anf, die sich anm 


polnische Heer melden 


Stärctenowerden je 


nach Bedürfnis besondere | Melderitume eingerichtet. 


Lage und Zeit ihrer Olfnung werden durch die 
Kreiskommandanten durch Maueranschlag Lekanut 
gegeben. 

Die Meldung hat möglichst bei dem Wojt 


(Melderaum) zu erfolgen, der für den Wohnort des 


Freiwilligen zuständig ist. 
2. Erforderliches Lehensalter. 


Es dürfen sich in die Meldeliste eintragen las- 


sen: 


Alle Polen ohne Unterschied der Sprache und 
Religion aus den von den verbündeten Heeren befrei- 
ten Gebieten, soweit sie in dem z. Zb. der Meldung 
laufenden Kalenderjahr wenigstens das 15. und höch- 


stens 45. Lebensjahr vollenden. 


Lassen. Bildung und Lebensstellung einen Frei- 
in Ie- 


bis zum 


willigen zur späteren Verwendung als Offizier 


tracht kommen, so kann. die wihbersgrenze 


vollendeten 80. Lebensjahr erweitert werden 
3. Ausschliessung vom Eintritt. 


Ausgeschlossen vom Dienst 1m polnischen Heer 
sind diejenigen, die Freiheits- oder Eihrenstrafen owe- 
gen, solcher Vergehen oder Verbrechen erlisten haben, 
Aufnahme erscheinen lassen, 


die sie der unwürdig 


Politische Vergehen. werden dazu iu der. Regel nieht 


gerechnet werden. 


4. Erforderliche Papiere. 


Zur 


möglich, der Pass mitzubringen Ausserdem sind, so- 


Kıntragung in die Meldeliste ist, wenn 


weit möglich, Tauf- oder Geburtsschein und die Sehul- 


zeugnisse vorzulegen. 


Letztere sind von denen, die eine 


Verwendung 


Unteroffizier- oder Otfizierstellen erstreben, in el- 


nem unverschlossenen Briefumschlag mit folgender 


Aufschrift vorzulegen: 


l- Papiere des (Vor- und Zuname): 
2. Wohnort und 
Dur ka 
4 Orb der Meldung und ! 
Bezeichnung des Melderaumes: | 
B Rr. 


Die Rubriken tund ð werden erst ber der Mel- 


Sbrasse ga 


der Freiwilligenliste : 


lung selbst atısgefullt. Ais Anlage isten gleichlau. 


tender Zettel beizutugen, auf dessen Wuckserte sich 


das Verzeichnis der eingereichten Papiere befindet, 


Vorgedruckte Briefumschläge und BKinlagezettel 
sind unentgeltlich bei jedem 5oltys, sowie Jeder/mil- 


tärısehen und zivilen Ortsbehörde zu erhalten. 


Die Behörden sind angewiesen, Auskunft zu er- 


teilen und in jeder Beziehung behilflich zu sein. 


Die Papiere können, falls sie bis zur Meldung 
weht beigebracht werden konnten, m gleicher Weise 
beim Wojt oder Melderaum, bei dem die Kuutragung 


erfolgt ist, nachwräglich eingereicht werden. 


5. Wahl der Truppengattung. 
Es werden zunächst Jolgende Truppengavtungen 
aulgestellt: 


Infanterie imit  Maschinengewehrfurmäationen, 


Kavallerie, Sanibätskompagnien, Kolonnen uud Tralas, 
È i Å lit 

Jedem Freiwilligen ist es gestattet, sich tür ei- 

ne der genannten Truppengatiungen ın die 


Die 


. .. i 2 n 
Iyavallerıe, Banitätskompagmien, Kolonnen und Trams 


„Alelde- 


liste“ eintragen zu lasseu, — Kreivilligen der 


A en : 
haben bei ihrer Einstellung möglichst ein eigenes 


” i i 
Prerd mitzubringen, das Vor der "kinstelluug abge- 


schatzt und vergütet wird. 

Über die endgültige Zuteiltug zu emer Truppen- 
gabtung verfügt das General-Fouvernement Warschau 
nach Massgabe der Arztlichen Untersuchung und des 
Bedarfs 

6. Pfiichten nach erfolgter Meldung. 


Bei der Meldung erhalten die Freiwilligen einen 
1 I 


„Meldeschein“ wit der Nr., unter der sie m die 

„Meldeliste“ "eingetragen sind Dieser Sohem "wird 
ie: 7 I Í 

hinter der letzten Seite "ıles Passes eingekleht “oder 


ist ansousteu sicher aufzubewahren, 


3. 


== 


Vom Tage ihrer Meldung ab haben die Frei- 


willigen mit ihrer Einberufung zur ärztliehen Unter- 


suchung und — falls sie hierbei für tauglich befun- 
den werden — mit ihrer sofortigen ' Binstellung zu 


rechnen 

Bis zu diesem Termin haben sie jede Verände- 
rung von Wohnung und Wohnort spätestens nach 5 
Tagen bei dem Wojt oder Melderaum, bei dem sie 
den Meldeschein empfangen haben, mündlich oder 
schriftlich unter genauer Angabe der neuen Adresse 
anzumelden. Eine gleiche Anmeldung has bei dem 
für den neuen Wohnort zuständigen Wojt, Orts-Poli- 
zeibehörde zu erfolgen. 

7. Ärztliche Untersuchung. 

Tag und Ort der ärztliehen Untersuehung wer- 

den besonders bekannt gegrben 


Die Vorführung _der 
möglichst geschlossen nach Ortschaften und Wojtbe- 


Freiwilligen erfolgt 
zirken durch die Wojts oder Orts-Polizeibehörden, 
denen nähere Weisungen zugehen werden. 

Für treie Beförderung, wo solehe erforderlich, 
für Unterkunft und Verpflegung am Orte der Unter- 
suchung wird gesorgt. Ausserdem erhält jeder Frei- 


willige für den Tag 2 K als Ersatz für Lohnausfall. 


8. Einstellung der Tauglichen. 

Wer bei der Untersuchung für tauglich efun- 
den wird, erhält einen Annahmeschein uud einen 
Vermerk ın den Pass oder in ein sonstiges Identibäts- 
dokument, 

Die Einstellung in einen Truppenteil erfolgt 
entweder sofort im Auschluss an die Untersuchung, 
oder es tritt eine vorläulige Beurlaubung des Frei- 
willigen ein. 

Im letzteren Falle wird ihm die Einberufung zur 
Truppe dureh Gestellungsbetehl bekannt gegeben 
werden. Pass, Annahmeschein und Gestellungsbefehl 
sind dann zur Truppe mitzubringen uud gelten als 


Ausweis. 


9. Pflichten nach Aushändigung des Annahmescheines. 

Wer den Annuhmeschein angenommen hat, 156 
in das polnische Herr eingestellt. — Er stelit von die- 
sem Augenblicke an bis zum Friedensschluss zur 
Verfügung der Militärbehörden uud kanu nur ım Wege 
des Eutlassungsverfahrens von diesen freigegeben 
werden. Eutzieht sich ein Freiwuliger mit Annahme- 


schein der Gestelluug bei der Truppe, so wacht 


er sich der Fahnenfluebt sehuldig. Deshalb ist bis 
zur Ewberufung durch den Gestellungsbefehl bei 
Veränderung der ‚Wohnung _ uud des Wohnortes in 
gleisher Weise wie nach erfolgter Eintragung in die 


Meldeliste zu verfahren (vergl. Ziffer 6). 
10. Kostenvergutungen. 


Jeder Freiwillige, der eineu Annahmeschein 
erhält, hat bei seiner Einstellung Anspruch auf Aus- 
zahlung von 40 Kronen, die zur Bestreituug kleinerer, 
aussergewöhnlicher Ausgaben und Auschaffungen iu 


den ersten Tagen dienen sollen. 


Wird er ım Auschluss an die ärztliche Unter- 
suchung vorläufig nach semem Wohnort beurlaubt, 
so erhält er 20 Kronen sofort und den Restbetrag 


am Tage seiner Einstellung bei der Truppe. 


11. Zurückstellung der dauernd oder vorübergehend 
Untauglichen. 


Dauernd oder vorubergehend Untaugliche erhal- 
ten emen entsprechenden Vermerk in ihren Pass 
oder imo em sonstiges Identitätsdokument. Die 
vorübergehend Untauglicheu sind nach Ablauf der 


angegebenen Frist zu erneuter Meldung berechtigt. 
12. Nationale und rechtiiche Stellung der Freiwilligen. 


Um der polnischen Armee die völkerrechtliche 
Annerkennung als Truppen eines kriegführenden Staa- 
tes zu sichern, muss sie vorläufig in Bezug auf den 
Öberbetehl und alle rechtlichen Verhältnisse dem 
deutschen Herre angegliedert werden. 

Hinsichtlich Gehalt, Löhnung, Verpflegung und 
Bekleidung, Invalidisierung, Familien- und Hinterblie- 
benenfürsorge wird der Freiwillige des polnischen 
Heeres die gleichen Rechte und Vorteile wie der 


Soldat der deutschen Armee geniessen. 
13. Uniform, Feldzeichen. 


Das polnische Heer erhält Uniformen mit pol- 


nischen, nationalen Abzeichen. 


In Fahnen und Standarten des Polnischen 
Heeres sollen die altpoluischen Feldzeichen mit dem 


weissen Adler im rotea Felde wieder erstehen. 
14. Die gesetzliche Regelung der Wehrverhältnisse, 


bleibt vorbehalten. 


Der k. u k. General-Gouverueur. 
K U K. 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralyouvernements 
vom 21. Oktoher 1916. 


Bestimmung der Gebiete der Städte: Busk, Ciimielnik, 
Dąbrowa, Jedrzejow, Ostrowiec, Sandomierz, Staszow, 
Szczebrzeszyn, Wierzbnik, Włoszczowa und Zamosc. 


Auf Grund des $ 2 der Verordnung des Armee- 
Oberkommandanten vom 18. August 1916 Vdg. Bl. 
Nr. 65 wird verordnet, wie folgt: 


Sl. 

Die Gebiete der Städte: Busk, Chmielnik, Da- 
browa, Jędrzejów, Ostrowiec, Sandomierz, Staszów, 
Szczebrzeszyn, Wierzbnik, Włoszezowa und Zamose 
werden mit Giltigkeit vom [ I. 1916 in folgender 
Weise erweitert bzw. bezeichnet: 


1) Das Gebiet der Stadt Busk erstreckt sich 
auf das Gebiet der Ortschatten Busk und Nadole. 


2) das Gebiet der Stadt Chmielnik wird auf 
die Ortschaften Przedkosciele (der Landgemainde 
Chmielnik) ausgedehnt; 

3) das Gebiet der Stadt Dąbrowa wird auf das 
ganze Gebiet der Gemeinde Dabrowa erstreckt, 


4) das Gebiet der Stadt Jedrzejow wird auf die 
im Westen der Stadt gelegenen nach dem Jahre 1864 
aus dem Stadtgebiete ausgeschiedenen ehemaligen 
Grunde des Zisterzienserklosters in Jędrzejów ausge- 
dehnt; 


ö) das Gebiet der Stade Ostrowiec (Kreis 
Opatów) wird auf nachstehende südlich der bisherigen 
Ssadigrenzen gelegenen Gebietsteile der (semenmde 
Ozestooice erweitert: 

Stawiuy, Klimkiewiezöw, Filipów, Karolinów, 
Bolestawöw, Deukowski Saw, weiter auf jenen Teil 
der Ortschatt Ostrowek, der bis zum Jahre 1356 zur 
Stadt ÖOstrowieo gehört hat (konliszierte katholische 
Kirchengüter) endlich auf alle innerhalb der bis- 
herigen Stadtgrenze gelegenen, derzeit zur (Gemeinde 
>zestocive gehörenden Parzellen. 

6) das Gebiet der Stadt Sandomierz wird aut 
die ganzen Gebiete der Ortschaften Zawichostskie 
Przedmieście (derzeit Gemeinde Dwikozy) und Isra- 
kowskie Przedmiešcie vel. Krakówka (aus der Ge- 
meinde Samborzec) erweitert, welche im Jahre 1903 


aus dem Stadtverbande ausgeschieden wurden, 


N 


7. das Gebiet der Stadt Staszów (Kreis San- 
domierz) wird auf die bisher der Gemeinde Rytwiany 
Ortschaften Staszöwek und 


angehörenden Księża 


Wies ausgedehnt; 


8) aus dem Gebiete der Stadt Szczebrzeszyn 
(Kreis Zamošé) wird das Dorf Szperöwka ausgeschie- 
den; dasselbe wird der Gemeinde Radecznica einver 


leibt. 


9) das Gebiet der Stadt Wierzbnik umfasst das 
bisherige Gebiet dieser Ortschaft; die übrigen 16 Urt- 
schaften der bisherigen Gemeinde Wierzbnik en 
ausgeschieden und zu einer selbstständigen Gemeinde 
„Dtyköw“ mib dem Sitze der Gemeindeverwaltung in 
Styköw vereinigt; 

10) das Gebiet der Stadt Wioszczauwa, Au der 
gegenwärtig auch Podzameze gehört, wird auf das 
Gebiet des Dorfes Wioszezöwka ausgedehnt. J 


li) das Gebiet der Stadt Zamość wird aut die 
Ortschaften Jenowice Mate und Podtopole der Ge- 


memde Zamość (Nowa-Osada) erweitert. 
§ 2. 


Alle innerhalb der neuen Stadtgrenzen gelege- 
nen Bauerngründe werden in die Stadtgemeinden 


einverleibt. 


Sa; 


Die in die Sbadigebiete ainbezogenen Ortschaften 
(Ortschafsteile werden ans dem bisherigen Gemeinde- 
verbande ausgeschieden. Die bei der Abgrenzung der 
Stadtgebiete erübrigenden Teile der Gemeindegebirte 
verbleiben — mt Ausnahme der Ortschaft Denköw 
(Gemeinde Üzestocice, Kreis Opatöw), welche der 
Gemeinde Bodzechów angegliedert wird, sowie der 
neugeschaffenen Gemeinde Styköw ($ 1, Pkt. 10) — 


weiter im bisherigen (remetndeverbande. 


LJ» 


4. 


Die Stadigemeinde übernimmt mit dem Tage 
der Kıingemeindung die Rechte und Pfichten sowie 
das Vermögen und die Schulden der eingemeindeten 
Ortschaften bzw. Ortschaftsteile; die erforderlichen 
IKreiskommanden 


Auseinandersetzungen haben die 


vorzunehmen. 


Privatrechtliche Verpflichtungen und Ansprüche 
der Stadtgemeinde bzw. der eingemeindeten Ortsouaf- 


ten (Ortschafssteile) sowie bestehende Konzessionen 


Nr 2l. 


und erworbene Rechte Dritter werden jedoch dureh 
die Eingemeindung nicht berührt. 
8 5. 
Die eingemeindeten Ortschaften (Ortsehaftsteile) 


unterliegen vom Tage der Eingemeindung ab den für 


die betretfende Stadt geltenden Vorschriften. 


Steuern und andere Abgaben sind aus den ein- 
gemeindeten Ortschaften (Ortschaftsteilen) bis Ende 
des Jahres 1916 in gleicher Höhe und an dieselben 


Kassen wie bisher zu entrichten. 
S 6. 

Die bisherige Verwaltung und Vertretung der 
eingemeindeten Ortschaften bleibt bis zur Neuor- 
dnung der Verwaltung durch die betreffende Stadt 
(Gemeinde) bestehen. Diese Neuordnung hat spätestens 
bis zum 1 Dezember 1916 zu erfolgen 

S 

Die zuständigen Kreiskommanden haben noch 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung die (renzen 
des erweiterten Stadt (Gemeinde) Gebietes unter 
Zuziehung der Interessierten Gemeinde (Ortschaäfts) 
und Stadtvertreter sowie der daran besonders Interes- 
sierten Besitzer von Wirtschafts — und Industriebe- 
trieben an Ort und Stelle entsprechend den Bestim- 
mungen des $ 1 festzusetzen und zu bezeichnen. 

Ihnen obliegt auch weiterhin die Sorge für die 
Erhaltung dieser Grenzen und die Entscheidung aller 
diestalls entstehenden Streitigkeiten. 

§ 8. 

Die anlässlich der Erweiterung der Svadgebiete 
und Ausscheidung von einzelnen Ortschaften (Ort- 
schaftsteilen) aus ihrem bisherigen Gememdeverbande 
erforderlichen Masnahmen: Ütertragung bzw Be- 
richtigung der Bevölkerungsbücher und der von den 
Bürgermeistern und Gemeindevorstehern geführten 
Standesregister wegen des Meldewesens u. s. w. ha- 


ben die zuständigen Kreiskommandos zu treffen. 


4. 
Feuerpolizei, 


Die Bestimmungen der russischen Gesetzgebung 


betreffend das Feuerpolizeiwesen werlen auszugsweise 


D. 


zur Kenntnisnahme und strengster Darnachachtung 


gebracht. 
ik 


Verordnung des Statthalters des Königreiches 
Polen vom 15. Juni 1819 „Über die Pflicht der Stadt- 
verwaltung, Schornsteinfeger und einige Löschappa&- 


rate zu besitzen“. 


(Gesetzblatt des Königreiches Polen Bd 6—885, 
ro 


Schornsteinfeger. 


$ I. Jede Stadt muss einen Schornsteinfeger 
mieten, welcher verpflichtet ist mindestens jedes Vier- 
teljahr einmal die Schornsteine auszukehren und revi- 


dieren. 


$ 2. Der Schornsteinfeger, der für das Unglück, 
das aus seiner Unvorsichtigkeit entsteht, verantwort- 
lich ist, muss nach jeder Reinigung und Revision der 
Sohornsteine dem Bürgermeister mündlıch Rapport 
erstatten. Diesen Rapport muss der Bürgermeister zu 


Protokoll nehmen uud das erforderliche veraniassen. 
Löschrequisiten in den Stadien. 


§ 3. Alle Städte müssen mit folgenden Lösch- 


requisiten versehen sein: 


a) jedes Haus muss eine Leiter auf das Daolı 
haben, die mit Ziegeln gedeckten Häuser aber müssen 
eme andere Möglichkeit haben, dass man zum oberen 
Kamin gelangen kann; 

b) jedes Haus muss einen hölzernen Eimer zum 
Wassertragen, der auf Kosten des Hausbesitzers an- 


geschafft und erhalten wird, besitzen; 


c) je 10 Häuser müssen auf Kosten ihrer Be- 
sitzer versehen sein mit zwei Hakenstangen, 1 Kübel, 
4 Handspritzen, 1 Tonne die zum Herumfahren des 
Wassers bestimmt ist, 1 Leiter die man herumtragen 
kann; 


d) jede Stadt muss aut je 200 Häuser eine 
entsprechend grosse Spritze und 4 \Wasserbehälter 


besitzen. 


Graben und dirhaltuny von Brunnen. 


$ © Das Graben und Erhalten von Brunnen 
deren Zahl der Bezirksvorsteher nach der Zahl der 
Wohnhäuser bestimmt, muss auf Kosten der Haus- 
besitzer 


erfolgen, ausgenommen die Öffentlichen 


Brunnen, wo solche auf städtische Kosten bisher er- 
halten wurden. Die Herstellung eines Magazins muss 


aus den in $ 4 genannten Mitteln erfolgen. 


ur Erhaltung von Spritzen. 


87. Damit die Spritzen in gebrauchstähigen 
Zustand erhalten werden, müssen die Schornsteinfeger 
bei der Mietung verpflichtet werden, nach jeder Re- 
vision der Schorusteine die Spritzen zu besichtigen. 
Die Bürgermeister sind für die gute Erhaltung der 


Spritzen verantwortlich. 
iig 


Verorduung des Verwaltungsrates des König- 
reichs Polen vom 1. September 1836 „Über die Pilicht 
der Dorfverwaltungen, in den Dörfern einige Lösch- 
apparate zu besitzen", 


(Gesetzblatt des Königreiches Polen, Bd. 20 — 125 I). 
Löschrequisiten in den Dörfern. 

$ 1. In allen Dörfern, in denen die Gebäude 

g“gen Feuer versichert sind, müssen Hakenstangen 

—je 1 Stange auf 3 Wohnhäuser angeschafft und be- 


ständig ınstandgehalten werden. 


$ 2. Die Anschaffung der Hakenstangen tragen 
die Besitzer der Gebäude. Diese Kosten sowie auch 
Erhaltungskosten werden auf die einzelnen Besitzer 
dureh den Vorsteher verteilt, "wonach diese Vertei- 
lung durch den Bezirksvorsteher bestätigt wird. 

.$3. Die Form der Takenstangen und die 
Länge der Stangen ohne Haken, die 7—12 Ellen 
betragen kann, soll den lokalen Erfordernissen ange- 


passt sein. 
§ 4. Die Hakenstangen müssen beständig in 
gebraucbstühigen Zustande an entsprechenden Orten 


erhalten werden 
Il 
Allgemeine Qubermialorganısavion. Gesetzsamm- 
lung Band 2 Ausgabe v. J. 1892 und Forsetzung 
vl 


Feuerwehren und Brandmeister 


$ 329. Die Gouvernenre haben darüber zu wa- 
chen, dass in den Städten, in welchen (emeinde- 
fenerwehren gegründet sind, die betreffenden Gemein- 


den kei diesen Feuerwehren erfahrene und vollkom- 


men zuverlässliehe Branudmeister besitzen. 


§ 653. Zum Wirkungsikreise der Polizeiverwal- 
tung in den Städten gehören die Feuerwehren, die 
den Braudmeistern untergeordnet sind. Der Bestand 
der Feuerwehren wird dureh die Etats bestimmt. 

$ 670. Die Braudmeister werden gemäss der 


allgemeinen Ordnung ernannt, yeisebzt und abgesetzt 


(Gesetz über die Staatsbeamten). 
Nirkungskreis der Polizei. 
5 631. Zum Wirkungskreis der Polizei gehören: 


17) Mitwirkung bei Verhütung und Löschung 
von Bränden in Wäldern und Feldern. 


21) Vorsichtsmassregeln gegen Brände in Städ- 


Sa 
ven uud Dörfern. 


22) Verhwmderung des Baues von Gebäuden und 
der Vornahme von Arteiten gegen die besonderer 
Vorschriften über die Bauten, Magazine, Grabungen 


und Anptlanzungen nahe der Eisenbahnlinieu 


ME rer j 
23) Aufsicht daruber, dass iu den Städten uud 
Dörfern, die (Gebäude gemäss der Geltenden Vor- 


schriften errichtet werden. 


§ 700. Die Feuerwehr untersteht den | Braud- 


meistern. 

$ 732. Wenn mündliche oder schriftliche Drohun- 
gen oder andere Umstände, die eine Gefahr für irgend 
ein Dorf, Haus oder irgend eine Persou darstellen 
können, zur Kenntnis der Bezirkspolizeiverwaltuug ge- 
laugt sind, so muss die betreffende Polizeibehörde, 
die davon erfahren hat, die erforderlichen Vorsichts- 
massregein ergreiteu zur Verhütung eines Schadens 


u. zur Entdeckung der Sohuldigen. 


$ 136 


Gendarmeriepostenkommandos) achtet darauf, dass iu 


Die Bezirkspolizeibehörde (jetzt k. u k 


Falle eives Brandes in Ortschaften, die keine selbst- 
ständige Polizeiverwaltung haben, ferner in den 
Dörfern die entsprechenden Massnahmen eingeleitet 


werden: 


1) das überall, wo es möglıeh ıst, Fenerspri- 


tzeu eingeführt werden: 


2) das alle Hausbesitzer verptlichtet sind, ge- 

|] A | A 3 

mäss dem zu dem Zwecke angelegten Verzeichnis 
mit einem Eimer. einer Ilakenstange, einem Beil bei 


dem Brande zu erscheimen oder Leute zu senden 


Ne ul 

Sie achtet ferner darauf, «ass die vom Feuer geret- 
beten Besitzgegensbännle vor Diebstahl nud Beschädt- 
güng geschützt werden. 

S TW. 

3) dass ib jedem. Dorf ein Verzeichwis aller 
Dortbewohner angelegt, und denselben mitgeteilt wird, 
wer und womit er zur Löschung eines Brandes zu 
erscheinen hat, 

$ 8% Die unteren Bezirkspolizeiheauuten Jetzt 
Städtische Polizei, Gemein leteamten) müsson Jedem 
Nauswirt einsehärfen, dass er in seinem Flause die 
Ofen und Sehornsteime Immer an Ordnung halt, dass 
erste Imkalle einer Beschädigung instandsebzt, 50- 
wie reinigen lässt, dass ihn Gebrauch von Feuer so- 
wohl in den Baueruhäusern, als auch beim Verlassen 
derselven die äusserste Vorsicht angewand werde, 
dass man die Hantfasern, den Staubhanf uud Aen 
Flachs nıcht in bewohnten Bauerhänsern, sondern in 
Riegen trocknet. Sie müssen. darauf, achten, dass 
Hirten und Reisenden unter keinen Umständen bei 
Wäldern, aut Feldern und Wiesen nicht näher als 2 
Klatterovom Walde, dem gesäten Getreide und den 
Heuschobern Feuer anlagen, suwie dass, sie überall 
teim Verlassen des Rasıplaizes das Feuer löschen 
Wenn ugendwo ein Brand ausbrieht, müssen die 
Pohzeibeamten die Bewohner der nächstgelegenen 
Dörfer versammeln und alle Massnamen zum Löscheu 
des Feuers einleiten. La den Dörfern washen sie da- 
rüber, dass 1u jedem Hour am Tore der Löschapparat 
bezeichnet ist, mut welchem (der’wetretfende Hauswirt 
um Malle eines Brandes sich aut die Brandstäute zu 
begeben hat. Die sungen dafür, dass in den Pusadım, 
Städtchen und börtern mögiichst Feuerspritzen, suwie 
andere Löschapparate angeschafft und im Bereitschafs 


gehalen werden, 
IY 
Das Gesetz über die Vorbeugung von Verbrechen (Ge- 


setzessammlung Band XIV Ausgabe vom Jahre 1530). 
I’rlichten der Hausbesitzer bee Bränden, 


$ 308, Den Hausbesitzern oder Hausverwaltern 
wird er zur unbedingten Pflicht gemacht, sobald ein 
Brand ausbricht, davon der nächsten Polizeiwache 
Alitteilung zu machen; bis zum Eiubreflen der Feuer- 
wehr müssen alle irgend möglichen Massnahmen zur 


Loschung des Brandes ergriifen werden. 


‚Inlegen ron Feuer an Wegen, Wäldern elte. 


$ 3% Es ist verboten Feuer auf grossen We- 
gen oder an anderen Stellen in einer Bus fernung 
von weniger als 2 Klaftern vor Wäldern oder Gte- 
büschen, von gesäten oder eingeernteten Getreide 
oder Heu, von Wiesen oder (emüsegärten, von 
Brücken oder irgendwelchen Gebäuden anzulegen. 
Benn Verlassen der Feuerstelle muss man das Fener 


unbedingt auslöschen. 


Diese der Bevölkerung, der k u. k. Gendarmerie 

der Polizeibehörden und den (semeindeämtern oblie- 
"ww r 

genden Piliehien werden hiemit zur Kenntnisnahme 


respektive in Erinnerung gebracht. 


5. 


Kundmachung 
betreffend die Sammlung von Obstkernern, 


Aul Grund der Verordnung des Militärgeneral- 
geuvernements |. S. 82830 vom 19. Oktober wird 


verfügt: 


Die Wichtigkeit der Olgewinnung aus Obstker- 
nern macht die Sammlung, Aufbewahrung und Abtuhr ` 


von Vbstkernern erforderlich. 


Das Kreiskommando ordnet daher an, dass nach- 
benannte Vbstkerne zu nachstehenden Sammelvor- 


Schriften gesammelt und magaziniert werden 


Sammelvoıschriften. 


iL Es sollen mur Kerne von’ Rarschen, auch 


Saterkisschen, Pllaumen, Zwetschken Mirabellen, 


Iteineelauden und Aprikosen gesammelt werden, 


2.) Die Kerne sollen von reifem Obst stammen, 
Die Kerne von unreifem Oust enthalten sehr wenig 


und schlechtes Ol. 


3.) Die abgeheferten Kerne sollen geremigh 


und getrocknet sein. 


+4) Das Trockuen der Kerne geschieht am bes- 
ten an der Sonne Anderenfalls bei geliender Wärme‘ 
auf dem Ofen, Es isg bei dem letztgenannten Vertah- 
ren Vorsicht geboten, dass die Kerne mehs ı1östen, 


da sie dann für die Olgewinnung nieht mehr zu 


brauchen sind, 


5.) Es ist besonders darauf zu achten, dass die 
einzelnen Kerngastungen nicht vermischt werden und 
bereits getrennt zur Ablieferung an die Sammelstelle 


gelangen. 


6) Auch Kerne von gekochtem und gedörrtem 


Obst können verwendet werden. 


7) Anuhängende Reste von Fruchtileisch an den 
mangelhaft, gereinigten Kernen können ‚schon in ge- 
ringerer Menge den Wert einer sonst guten Ware 


herabsetzen. 
3) Versehimmelte Kerne sind völlıg wertlos. 
9.) Aufbewahrung: 


Die Kerne müssen trocken und luttıg wufbe- 
walırt werden, An feuchten dampfen . Orten tritt 
leicht Schimmelbildung und Verderben der Kerne 
ein, Reglemässiges Durchschaufeln der angesammelten 
Kernmengen, zunächst täglich, später in regelmässigen 


Zeitabschnitten ist geboten 


6. 
Glyzerinhöchstpreise. 


Auf K. M. Erlass Abt. TP Nr. 1192216, M.G. G. 
R. S. Nr. 88771116 vom 27. Oktober, 1916 und im 
Nachhange zur M, G. G. Nr. 32348 vom 3. Juli 1916 


Nr. 2t, 


wird verlantbart: 


Höchstpreise für Glyzerin smd mit der Ministerial- 
verordnung vom 28. Dezember 1915 R. G. Bl. Nr. 
3Sb und mit der kgl. ung. Ministerialverordnung Nr. 102 
von J919 festgesetzt worden und betragen für 
Destillat- und Ralfinadeglyzern vom spezifischen 


Gewicht 1.26 bei 19. C. 


a) chemisch rein, doppelt destilliert, den. öster- 
reichischen Arzeneivorschriften entsprechend K 275. — 
b) einfach destilliert. . . . a 22, 
co) Ia ratfiniert, wasserhell, kalk- iic 
nnd» sarah y Faa 265. 
d) Ha) ratiniert, gelblich, kalk- 
RER a 262. — 


und säurefrei . 
Die unter a bis d. genannten Preise ermässigen 
sich bei einem spezilischen Gewichte des Destillat- 


und Rallinadeglyzeris 


von #95 für 100 kg um. . . R“ 
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Der K. u. k. Kreiskommandant: 


ADOLF SCHALLER m p 


Oberst. 


